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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 13 R 264/16 B 
 
L 5 R 251/14 (Hessisches LSG) 
S 6 R 299/13 (SG Gießen) 
 
 
 
…………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, 
Pieperstraße 14 - 28, 44789 Bochum, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. September 2016 durch die 

Vorsitzende Richterin   S.  K n i c k r e h m    sowie den Richter   Dr.  K a l t e n s t e i n  

und die Richterin   B e r g n e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Hessischen Landessozialgerichts vom 17. Juni 2016 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstat-

ten. 
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G r ü n d e : 

 

Das Hessische LSG hat im Urteil vom 17.6.2016 den vom Kläger geltend gemachten Anspruch, 

die ihm bewilligte Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung in voller Höhe, hilfsweise unter 

Neuberechnung der Hinzuverdienstgrenzen teilweise auszuzahlen, verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache und den Verfah-

rensmangel der mangelnden Sachaufklärung. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begrün-

det ist (§ 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

1. Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG nur dann, 

wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechts-

einheit oder Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fä-

hig ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung aufzeigen, welche Fragen sich stellen, dass 

diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der 

Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revi-

sionsverfahren eine solche Klärung erwarten lässt (stRspr, zB Senatsbeschluss vom 

30.12.2015 - B 13 R 345/15 B - Juris RdNr 7 mwN). 

 

Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss ein Beschwerdeführer mithin eine Rechtsfrage, 

ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheb-

lichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Ent-

scheidung (sog Breitenwirkung) darlegen (vgl BSG Beschluss vom 25.9.2002 - B 7 AL 

142/02 B - SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). Diesen Anforderungen wird die Beschwerde-

begründung des Klägers vom 12.8.2016 nicht gerecht. 

 

Er hat bereits keine abstrakt-generelle Rechtsfrage zur Auslegung, zum Anwendungsbereich 

oder zur Vereinbarkeit einer konkreten revisiblen Norm des Bundesrechts (vgl § 162 SGG) mit 

höherrangigem Recht formuliert (vgl stRspr, zB Senatsbeschluss vom 8.5.2015 - B 13 R 

4/15 B - Juris RdNr 6; BSG Beschluss vom 6.4.2010 - B 5 R 8/10 B - Juris RdNr 10). Die Be-

zeichnung einer abstrakten, aus sich heraus verständlichen Rechtsfrage ist jedoch unverzicht-

bar, damit das Beschwerdegericht die weiteren Voraussetzungen der Grundsatzrüge prüfen 

kann. Keinesfalls gehört es zu den Aufgaben des BSG, den Vortrag daraufhin zu untersuchen, 

ob sich aus ihm eventuell eine entsprechende Rechtsfrage herausfiltern ließe (stRspr, zB Se-

natsbeschluss vom 30.12.2015 - B 13 R 345/15 B - Juris RdNr 10). Vielmehr wendet sich der 

Kläger mit seinem Vortrag im Kern ersichtlich gegen die inhaltliche Unrichtigkeit des angefochte-
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nen Urteils in seinem Einzelfall. Hierauf kann jedoch eine Nichtzulassungsbeschwerde nicht ge-

stützt werden. 

 

2. Soweit der Kläger rügt, dass "die beteiligten Gerichte" seinen "Beweisantritten" nicht hinrei-

chend nachgegangen seien, und er damit eine Verletzung der Sachaufklärungspflicht (§ 103 

SGG) geltend macht, erfüllt sein Vortrag nicht die Darlegungsanforderungen an eine Sachauf-

klärungsrüge (vgl hierzu allgemein Senatsbeschluss vom 12.12.2003 - B 13 RJ 179/03 B - SozR 

4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5 mwN). Insbesondere hat er nicht aufgezeigt, dass er einen prozess-

ordnungsgemäßen Beweisantrag gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Teils 3 SGG gestellt und bis zuletzt 

vor dem Berufungsgericht aufrechterhalten habe. Ein im Berufungsverfahren anwaltlich vertrete-

ner Beteiligter - wie der Kläger - kann aber nur dann mit der Rüge des Übergehens eines Be-

weisantrags gehört werden, wenn er diesen bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung durch 

entsprechenden Hinweis zu Protokoll aufrechterhalten hat oder das Gericht den Beweisantrag in 

seinem Urteil wiedergibt (stRspr, vgl zB BSG Beschluss vom 29.3.2007 - B 9a VJ 5/06 B - SozR 

4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 11 mwN). Dass dies geschehen sei, behauptet der Kläger aber nicht. 

 

3. Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung 

der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwerde 

erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zu-

ziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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